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Gesetz
über die landwirtschaftlichen Produktions­

genossenschaften.
Vom 3. Juni 1959

Um die gesellschaftliche Stellung der landwirtschaft­
lichen Produktionsgenossenschaften zu festigen und die 
Beziehungen der LPG zu regeln, die über die in dem 
Statut und der Inneren Betriebsordnung festgelegten 
innergenossenschaftlichen Grundsätze hinausgehen, be­
schließt die Volkskammer folgendes Gesetz:

§ 1 
Grundsatz

(1) Die landwirtschaftlichen Produktionsgenossen­
schaften (LPG) sind sozialistische landwirtschaftliche 
Großbetriebe, die durch den freiwilligen Zusammen­
schluß werktätiger Bauern und Bäuerinnen, werktätiger 
Gärtner, Landarbeiter und anderer Bürger, die bereit 
sind, an der genossenschaftlichen Produktion teilzu­
nehmen, entstehen.

(2) Die LPG organisieren sich auf der Grundlage der 
gemeinsamen Arbeit gleichberechtigter Mitglieder und 
dienen der Steigerung der landwirtschaftlichen Produk­
tion und der Arbeitsproduktivität sowie der weiteren 
Verbesserung der materiellen und kulturellen Lebens­
bedingungen der Landbevölkerung. Sie führen ihre 
gesamte wirtschaftliche Tätigkeit in voller Selbständig­
keit auf der Grundlage der innergenossenschaftlichen 
Demokratie in Übereinstimmung mit ihrem beschlosse­
nen Statut durch.

(3) Die Grundsätze der Organisation und der Arbeits­
weise der landwirtschaftlichen Produktionsgenossen­
schaften und die Rechte und Pflichten ihrer Mitglieder 
ergeben sich aus diesem Gesetz, den Musterstatuten und 
anderen gesetzlichen Bestimmungen, dem Statut und 
der Inneren Betriebsordnung der Genossenschaft sowie, 
anderen Beschlüssen der Mitgliederversammlung.

§ 2
Musterstatuten

(1) Die vom Ministerrat der DDR bestätigten Muster­
statuten sind allgemein verbindliche Rechtsnormen und 
bilden die gesetzliche Grundlage für die Ausarbeitung 
des Statuts jeder LPG.

(2) Werden auf Vorschlag der zentralen Konferenzen 
der Vorsitzenden und Aktivisten der LPG die Muster­
statuten durch den Ministerrat geändert, so haben die 
Genossenschaften innerhalb von 6 Monaten ihr Statut 
den neuen Regelungen der Musterstatuten anzupassen.

(3) Die staatlichen Organe sind verpflichtet, in dieser 
.Zeit die Änderungen der Musterstatuten zu erläutern

und die Mitgliederversammlungen bei der Überarbei­
tung der Statuten zu beraten;

§ 3
Statut der Genossenschaften

(1) Werktätige Bauern, Landarbeiter, werktätige Gärt­
ner und andere Bürger, die eine LPG gründen wollen; 
beschließen in einer Gründungsversammlung im Rah­
men der erlassenen Musterstatuten das Statut ihrer 
Genossenschaft.

(2) Das beschlossene Statut ist dem Rat des Kreises 
zur Registrierung vorzulegen. Der Rat des Kreises hat 
vor der Registrierung zu prüfen, ob die Gründung der 
Genossenschaft den Zielen der sozialistischen Genossen- 
schaftsbewegung entspricht und ihr Statut alle Grund­
sätze des Musterstatuts beinhaltet.

(3) Das von der Gründungsversammlung beschlossene 
und vom Rat des Kreises registrierte Statut der LPG 
ist die rechtliche Grundlage für die Regelung der inner­
genossenschaftlichen Verhältnisse, insbesondere für das 
Verhältnis der Mitglieder zu ihrer Genossenschaft und 
untereinander.

(4) Änderungen des Statuts einer LPG sind von zwei 
Dritteln aller Mitglieder zu beschließen. Sie werden mit 
der Registrierung beim Rat des Kreises wirksam.

§ 4
Rechtsfähigkeit

(1) Mit der Registrierung des beschlossenen Statuts 
durch den Rat des Kreises erhält die Genossenschaft 
Rechtsfähigkeit.

(2) Mit der Erlangung der Rechtsfähigkeit wird die 
LPG ein juristisch selbständiger sozialistischer land­
wirtschaftlicher Großbetrieb, dessen Beziehungen zu 
den Staats- und Wirtschaftsorganen sowie den volks­
eigenen Betrieben und anderen Institutionen sich nach 
den allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen regeln.

§ 5
Die Arbeit in der Genossenschaft

(1) Die oberste Pflicht und das erste Recht jedes Mit­
gliedes ist es, ehrlich und gewissenhaft entsprechend 
seinen Fähigkeiten in der Genossenschaft zu arbeiten, 
mit den anderen Genossenschaftsmitgliedern kamerad­
schaftlich zusammenzuarbeiten und sich für die Steige­
rung der genossenschaftlichen Produktion einzusetzen.

(2) Der Vorstand der LPG sorgt für die Entwicklung 
der Fähigkeiten aller Mitglieder, insbesondere der 
Frauen und Jugendlichen, auf der Grundlage eines von 
der Mitgliederversammlung bestätigten Qualifizierungs­
planes.


